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Einleitung

In modernen Gesellschaften lassen sich zwei Grundar-
ten von Sicherungssystemen unter scheiden. Im Rahmen 
eines Rechtsstaates garantieren die bürgerlichen Schutz-
bestimmungen die grundlegenden Freiheiten und die 
Unversehrtheit von Eigentum und Personen. Die sozia-
len Sicherungssysteme »schützen« demgegenüber vor 
den wesentlichen Risiken, die die Lebenssituation der 
Menschen nachhaltig beeinträchtigen könnten. Dazu 
zählen etwa Krankheiten, Unfälle, Altersarmut – jene 
Wechselfälle des Lebens, die schlimmstenfalls sogar 
zu sozialer Verelendung führen können. Zumindest in 
den entwickelten Ländern leben wir also in doppelter 
Hinsicht fraglos in Gesellschaften, die zu den sicher-
sten zählen, die es je gab. Unzureichend befriedete und 
von inneren Kämpfen zerrissene Gemeinschaften, in 
denen die Justiz oberfl ächlich arbeitet und Willkür an 
der Tagesordnung ist, erscheinen vom Standpunkt ei-
nes Westeuropäers oder eines Nordamerikaners als das 
Erbe einer längst versunkenen Vergangenheit. Selbst 
das Gespenst des Krieges und seiner Greuel ist ver-
schwunden: Heute geht es nur noch an den Grenzen 
der »zivilisierten« Welt um und wütet dort manchmal. 
Auch ständige soziale Unsicherheit, verursacht durch 
die grundsätzliche Verwundbarkeit der Lebensbedin-
gungen, ist nicht mehr Teil unseres Alltags. Früher ver-
dammte sie einen Großteil des Volkes dazu, jeden Tag 
aufs neue ums Überleben zu kämpfen und dabei selbst 
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dem kleinsten Unglücksfall hilfl os ausgeliefert zu sein. 
Heute verläuft unser Leben von der Wiege bis zur 
Bahre nicht mehr ohne Sicherungsnetze. Eine »soziale 
Sicherheit«, die ihren Namen verdient, ist für die gro-
ße Mehrheit der Bevölkerung zu einem Grundrecht 
geworden. Sie hat unzählige Einrichtungen hervorge-
bracht, die für Gesundheit, Erziehung, altersbedingte 
Gebrechen, körperliche und geistige Behinderungen 
zuständig sind. Diese Entwicklung hat ein solches 
Ausmaß angenommen, daß man solche Gesellschaften 
manchmal als »Sozialversicherungsstaaten« bezeich-
net, die – gewissermaßen von Rechts wegen – die Si-
cherheit ihrer Mitglieder garantieren.

Und dennoch: Obwohl diese Gesellschaften von 
Sicherungssystemen umgeben und durchzogen sind, 
bleiben die Sorgen um die Sicherheit allgegenwärtig. 
Dieser beunruhigenden Einsicht kann man nicht ein-
fach dadurch ausweichen, daß man das Gefühl der 
Unsicherheit zu einer bloßen Wahnvorstellung der 
Bessergestellten erklärt, die den Preis an Blut und Trä-
nen vergessen und aus den Augen verloren haben, wie 
grausam und unerbittlich das Leben in früheren Zeiten 
war. Dieses Gefühl zeitigt derartige soziale und poli-
tische Wirkungen, daß es unbestreitbar Teil unseres 
Alltags ist und zu großen Teilen sogar unsere so ziale 
Erfahrung strukturiert. Es läßt sich nicht leugnen: 
Obwohl die schlimmsten Auswüchse von Gewalt und 
sozialer Verelendung weitgehend eingedämmt wur-
den, beschäftigt die Sorge um die Sicherheit immer 
noch weite Teile der Bevölkerung.

Wie kann man dieses Paradox erklären? Es ließe 
sich die Hypothese aufstellen, daß man Unsicherheit 
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und Sicherungsleistungen nicht als Gegensatz begrei-
fen sollte, so als gehörten sie zwei unterschiedlichen 
Bereichen der kollektiven Erfahrung an. Der Grund 
für die heutige Unsicherheit wäre dann nicht der 
Mangel an Sicherungsleistungen, sondern vielmehr 
deren Kehrseite – gleichsam ihr Schatten, der in eine 
so ziale Welt hineinreicht, die sich rund um ein end-
loses Streben nach Schutz und eine verzweifelte Su-
che nach Sicherheit organisiert hat. Was bedeutet es 
unter solchen Bedingungen, abgesichert zu sein? Es 
bedeutet jedenfalls nicht, daß man es sich in der Ge-
wißheit bequem machen kann, allen Lebensrisiken 
aus dem Weg gehen zu können, sondern vielmehr, daß 
man umgeben von Systemen zur Absicherung lebt, die 
ebenso komplexe wie anfällige Konstruktionen sind. 
Diese Versorgungssysteme bergen das Risiko, an ihrer 
eigenen Aufgabe zu scheitern und die geweckten Er-
wartungen zu enttäuschen. Die Suche nach Sicherheit 
erzeugt demnach selbst Unsicherheit, denn das Gefühl 
der Unsicherheit ist keine unmittelbare Gegebenheit 
des Bewußtseins. Es paßt sich vielmehr unterschiedli-
chen historischen Konfi gurationen an, weil Sicherheit 
und Unsicherheit in einem spezifi schen Verhältnis zu 
den Sicherungsstrukturen stehen, die eine Gesellschaft 
in angemessener Form bietet oder eben nicht. Anders 
ausgedrückt: Heute bedeutet abgesichert zugleich 
eben auch bedroht zu sein. Die Herausforderung be-
steht also darin, die spezifi sche Konfi guration dieser 
ambivalenten Beziehungen zwischen Schutz und Un-
sicherheit, zwischen Versicherung und Risiko in der 
modernen Gesellschaft besser zu begreifen.

Leitgedanke der folgenden Analyse ist, daß die 
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modernen Gesellschaften auf dem Nährboden der 
Unsicherheit gewachsen sind, weil sie aus Individuen 
bestehen, die weder in sich selbst noch in ihrem unmit-
telbaren Umfeld die Ressourcen fi nden, die sie zuver-
lässig absichern würden. Es ist sicher richtig, daß diese 
Gesellschaften sich der Aufwertung des Individuums 
verschrieben haben. Damit haben sie es gleichzeitig 
aber auch anfälliger gemacht. Insofern hängt die Suche 
nach Schutzsystemen eng mit der Entwicklung dieser 
Gesellschaften zusammen. In mancherlei Hinsicht äh-
nelt dieses Streben jedoch dem verzweifelten Versuch, 
das Danaidenfaß zu füllen, aus dem die Gefahr immer 
wieder aufs neue sickert. Das Gefühl der Unsicherheit 
entspricht nicht exakt den tatsächlichen Gefahren, de-
nen eine Bevölkerung ausgesetzt ist. Es handelt sich 
vielmehr um die Kluft zwischen einer gesellschaftlich 
konstruierten Sicherheitserwartung und dem tatsäch-
lichen Vermögen einer Gesellschaft, die Sicherungslei-
stungen in die Praxis umzusetzen. Kurzum: Die Unsi-
cherheit ist zu weiten Teilen die Kehrseite der Medaille 
einer Gesellschaft, die ganz auf Sicherheit setzt.

Eigentlich müßte an dieser Stelle die Geschichte 
der Schutzsysteme und ihrer Veränderungen bis in 
unsere Zeit nachgezeichnet werden, da diese aufgrund 
der zunehmenden Komplexität jener Risiken, die sie 
eigentlich eindämmen sollen, wie auch wegen der Ent-
stehung neuer Risiken und neuer Formen der Risiko-
sensibilität in ihrer Leistungsfähigkeit offensichtlich 
beeinträchtigt sind. Ein solches Vorhaben kann hier 
natürlich nicht vollständig verwirklicht werden. Wir 
wollen daher diese Entwicklung lediglich von dem 
Moment an skizzieren, da sich die Sicherheitsproble-
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matik im Zusammenhang mit der Figur des modernen 
Individuums und der Erfahrung seiner Verwundbar-
keit neu defi niert. Wir werden jedoch auch auf den 
Unterschied zwischen den beiden Arten der »Absi-
cherung« zu sprechen kommen, mit denen man ver-
sucht, die Unsicherheit in den Griff zu bekommen. 
Da ist einerseits die Problematik der bürgerlichen und 
rechtlichen Schutzbestimmungen. Diese verweist auf 
die rechtsstaatliche Verfassung und betrifft die Schwie-
rigkeiten bei dem Versuch, sie so genau wie möglich 
den Anforderungen des täglichen Lebens anzupassen. 
Darüber hinaus gibt es aber auch die Problematik der 
sozialen Versorgungsleistungen. Diese verweist auf die 
Errichtung eines Sozialstaates und auf dessen Schwie-
rigkeiten, alle Individuen vor den wichtigsten sozialen 
Risiken zu schützen. Wir hoffen, daß die Frage der ge-
genwärtigen Unsicherheit an Klarheit gewinnt, wenn 
man die Art der Hindernisse näher betrachtet, die in 
beiden Bereichen der Verwirk lichung eines umfassen-
den Sicherheitsprogramms im Wege stehen, und wenn 
man sich bewußt macht, daß sich die beiden Siche-
rungssysteme unmöglich vollständig decken können.

Vielleicht werden wir im Anschluß daran besser 
verstehen, warum die Struktur der Sicherungssysteme 
selbst ein Gefühl unzureichender Sicherheit erzeugt, 
das Gesellschaften innewohnt, die sich um das Stre-
ben nach Sicherheit herum  konstruieren. Sie tut dies in 
zweierlei Hinsicht. Zum einen läßt sich das angestrebte 
Sicherungs niveau nie vollständig erreichen, was Ent-
täuschungen und Ressentiments hervorruft. Zum an-
deren rücken neue Gefährdungen ins Blickfeld, wenn 
bestimmte Risiken mehr oder weniger erfolgreich 
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bekämpft worden sind. Das ist heute der Fall, da der 
Risikobegriff immer weitere Kreise zieht. Eine derart 
gesteigerte Sensibilität für Risiken zeigt deutlich, daß 
Sicherheit niemals gegeben ist oder erreicht werden 
kann. Das Streben nach Sicherheit richtet sich immer 
wieder auf neue Bereiche und stellt in dem Maße neue 
Anforderungen, wie das Erreichen der vorherigen Ziele 
in greifbare Nähe rückt. Wenn man über die bürgerli-
chen und sozialen Sicherungssysteme nachdenkt, ge-
langt man unweigerlich auch zu der Frage, warum heu-
te eine Aversion gegen Risiken derart weit verbreitet 
ist und dazu führt, daß das moderne Individuum sich 
niemals völlig sicher fühlen kann. Was kann uns denn 
überhaupt Sicherheit bieten (außer Gott oder der Tod), 
wenn wir alle Unwägbarkeiten des Lebens beherrschen 
müssen, um voll und ganz in Frieden zu leben?

Die Erkenntnis, daß das Sicherheitsstreben in un-
seren Gesellschaften eine im Grunde unendliche Di-
mension besitzt, sollte jedoch nicht dazu verleiten, die 
Legitimität dieser Suche in Frage zu stellen, im Gegen-
teil. Es handelt sich um eine kritische Etappe, deren 
Bewältigung notwendig ist, um den heute erforderli-
chen Schritt zu tun und sich so realistisch wie mög-
lich den Unsicherheiten zu stellen: Die Faktoren ge-
sellschaftlicher Aufl ösungserscheinungen, die für die 
bürgerliche Unsicherheit verantwortlich sind, müssen 
ebenso bekämpft werden wie die soziale Unsicher-
heit. Man wird sich ganz gewiß nicht von allen Ge-
fahren befreien können. Vielleicht ergibt sich daraus 
jedoch die Möglichkeit, in einer weniger ungerechten, 
menschlicheren Welt zu leben.
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Bürgerliche Sicherheit 
im Rechtsstaat

Wir setzen voraus, daß es unterschiedliche historische 
Unsicherheitskonfi gurationen gibt, von denen manche 
als »prämodern« bezeichnet werden können. Wenn 
Familien-, Herkunfts- und Gruppenbindungen do-
minieren und das Individuum durch seine Stellung in 
einer Hierarchieordnung defi niert ist, bietet vor allem 
die unmittelbare Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft 
einen Schutz, der von der Stärke dieser Gemeinschafts-
bindungen abhängt. In diesem Fall kann man also von 
familiären und nachbarschaftlichen Netzwerken spre-
chen. So bezeichnet Georges Duby die bäuerlichen 
Gemeinschaften, die im Mittelalter in Westeuropa 
vorherrschten, als »kontrollierte, gesicherte, vermö-
gende Gesellschaften«.1 Parallel dazu sind die Mitglie-
der städtischer Berufskörperschaften (Gilden, Zünfte, 
Genossenschaften) in solide Systeme eingebunden, die 
Zwang und Schutz zugleich sind. Sie garantieren ihren 
Mitgliedern Sicherheit um den Preis der Abhängigkeit 
von der Gruppe, der sie angehören. Diese Gesellschaf-
ten sind unablässig den Verheerungen des Krieges 
und der Gefahr von Bedürftigkeit, Hungersnöten und 

1 Georges Duby, Les pauvres des campagnes dans l’Occident 
médiéval jusqu’au XIIe siècle, in: Revue d’histoire de 
l’Église en France, Bd. LII, 1996, S. 25.
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Epide mien ausgesetzt. Dabei handelt es sich jedoch 
um Bedrohungen, die die Gemeinschaft von außen 
gefährden und sie schlimmstenfalls sogar auslöschen 
können. Von innen sind sie demgegenüber, wie es bei 
Duby heißt, »gesichert«: Sie schützen ihre Mitglieder 
durch engmaschige Netze wechselseitiger Abhängig-
keiten.

In diesen Gesellschaften, die wir hier nur in stark 
vereinfachter Form beschreiben können, gab es na-
türlich auch eine innere Unsicherheit. Sie ging je-
doch nur von Individuen und Gruppen aus, die aus 
den gemeinschaftlichen Abhängigkeits- und Siche-
rungssystemen herausgefallen waren. In den vorin-
dustriellen Gesellschaften Europas kristallisierte sich 
diese Gefahr in der Figur des Landstreichers, das 
bindungslose Individuum schlechthin, das weder ei-
nen festen Wohnsitz hat noch einer geregelten Arbeit 
nachgeht. Das Landstreicherproblem war die große 
soziale Frage dieser Gesellschaften. Sie löste unzäh-
lige, vor allem repressive Maßnahmen aus, mit denen 
man – allerdings vergeblich – versuchte, die Gefahr 
der inneren Subversion und die Bedrohung der alltäg-
lichen Sicherheit auszurotten, als die die Landstrei-
cher gemeinhin galten. Wollte man eine Geschichte 
der Unsicherheit und ihrer Bekämpfung in den vor-
industriellen Gesellschaften schreiben, würden der 
Landstreicher, der stets als potentiell bedrohlich be-
trachtet wurde, und seine offen gefährlichen Varian-
ten in Gestalt des Räubers, Banditen und outlaws die 
Hauptrolle spielen. Bei all diesen Figuren handelt es 
sich um Individuen ohne Bindungen, die die Gefahr 
physischer Aggression und sozialer Ablösung ver-
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körpern, weil sie außerhalb eines Systems kollektiver 
Regelungen existieren und agieren.

Moderne und Verwundbarkeit

Im Verlauf der Moderne ändert sich der Status des In-
dividuums grundlegend. Nun wird es, unabhängig von 
seiner Zugehörigkeit zu Grup pen oder Gemeinschaf-
ten, um seiner selbst willen anerkannt. Das bedeutet 
jedoch nicht, daß es sich seiner Unabhängigkeit sicher 
sein kann, im Gegenteil. Thomas Hobbes hat wohl als 
erster mit einem so erschreckenden wie faszinierenden 
Bild beschrieben, wie eine »Gesellschaft von Indivi-
duen« wirklich aussähe. Als Zeitzeuge der Religions-
kriege in Frankreich und des englischen Bürgerkrieges 
wußte er, was es bedeutet, wenn eine soziale Ordnung, 
die auf kollektiven Zugehörigkeiten gründet und ihre 
Legitimation aus traditionellen Glaubensüberzeugun-
gen bezieht, auseinanderbricht. Diese Dynamik der 
Individualisierung denkt er bis zum Ende, bis zu dem 
Punkt, da sie die Individuen völlig sich selbst überläßt. 
Eine Gesellschaft von Individuen wäre im Grunde 
keine Gesellschaft mehr, sondern ein Naturzustand 
ohne Gesetz oder Recht, politische Verfaßtheit oder 
gesellschaftliche Institutionen, preisgegeben an eine 
ungezügelte Konkurrenz zwischen den Individuen, an 
den Krieg aller gegen alle.

Es wäre de facto eine Gesellschaft der umfassen-
den Unsicherheit. Ohne kollektive Regula rien leben  
die Individuen in ständiger Bedrohung, weil sie in 
sich selbst nicht die Kraft fi nden, andere und sich 
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selbst zu schützen. Nicht einmal das Recht des Stär-
keren würde eine solche Situation stabilisieren: David 
könnte Goliath töten. Selbst der Starke könnte ver-
nichtet werden, und sei es durch einen Schwächeren, 
der den Mut hat, ihn im Schlaf zu ermorden. Vor 
diesem Hintergrund wird verständlich, daß das Si-
cherheitsbedürfnis zu einem kategorischen Imperativ 
wird und diesem, koste es, was es wolle, Rechnung 
getragen werden muß, um in einer Gesellschaft leben 
zu können. Ihrem ganzen Wesen nach handelt es sich 
dabei um eine Gesellschaft, die Sicherheit in den Mit-
telpunkt stellt, weil sie die unerläßliche Grundvor-
aussetzung dafür ist, daß Individuen gesellschaftlich 
verbunden bleiben, obwohl sie sich aus dem traditio-
nellen System von Zwängen und Sicherungsleistun-
gen gelöst haben.

Bekanntlich hat Hobbes im absoluten Staat das 
einzige Mittel gesehen, das diese Sicherheit von Per-
sonen und Eigentum garantieren könne, weswegen 
er zumeist auch nicht besonders hoch im Kurs steht. 
Man braucht wohl ein wenig von dem gedanklichen 
Mut eines Hobbes, um für  einen Moment dem legi-
timen Schrecken, den der Despotismus des Leviathan 
einfl ößt, Einhalt zu gebieten. Dann versteht man, daß 
dieser nur die allerletzte, aber notwendige Antwort 
auf die Forderung nach vollständigem Schutz darstellt, 
die auf ein tief in der menschlichen Natur verwurzel-
tes Sicherheitsbedürfnis zurückgeht. Nach Hobbes ist 
die extreme Staatsmacht gut, weil sie dem Schutz dient 
und dadurch Sicherheit bietet.2 Auch Max Weber, des-

2 Thomas Hobbes, Leviathan, Stuttgart 1970.
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sen nuanciertere Staatsdefi nition keine Kontroverse 
ausgelöst hat, vertritt die Ansicht, daß der Staat das 
Gewaltmonopol innehaben müsse. Vor allem gibt es 
aber eine Kehrseite der Hobbesschen Analyse, auf die 
seltener hingewiesen wird. Dadurch, daß der absolute 
Staat alle notwendigen Ressourcen mobilisiert, um die 
Menschen zu regieren, und also alle politischen Kräf-
te monopolisiert, nimmt er den Individuen die Angst 
und ermöglicht es ihnen, sich in der Privatsphäre frei 
zu bewegen. Der schreckenerregende Leviathan be-
zeichnet eben auch jene obrigkeitsstaatliche Macht, 
durch die das Individuum erst nach seiner Fasson 
selig werden und in seinem Innersten denken kann, 
was ihm beliebt. Diese Gewissensfreiheit bewirkt, daß 
gegensätzliche religiöse Überzeugungen respektiert 
werden (was in einer Zeit des religiösen Fanatismus 
eine nicht eben geringe Leistung ist) und daß jeder 
die Möglichkeit besitzt, nach seinen Vorstellungen zu 
handeln und in Frieden von den Früchten seiner Ar-
beit zu leben. Der Preis dafür ist hoch, da man auf eine 
Teilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten völlig 
verzichten und sich damit zufriedengeben muß, die 
politische Macht einfach hinzunehmen. Aber die Fol-
gen, die sich daraus ergeben, sind auch nicht zu ver-
nachlässigen, denn es ist die Existenzbedingung einer 
bürgerlichen Gesellschaft und eines zivilen Friedens, 
die allein ein absoluter Staat garantieren kann. Unter 
dem Schutz des Staates kann der moderne Mensch sei-
ne Subjektivität frei entfalten, sich die Natur untertan 
machen, diese durch seine Arbeit verwandeln und sei-
ne Unabhängigkeit auf seinen Besitztümern begrün-
den. Außerdem weist Hobbes sogar mit Nachdruck 
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auf die Notwendigkeit einer sozialen Fürsorgepfl icht 
des Staates für bedürftige Individuen hin:
Weil aber auch viele ohne ihre Schuld durch unvorhergese-
hene Zufälle in einen solchen Zustand geraten können, daß 
sie sich ihren Unterhalt auf keine Weise selbst zu verschaf-
fen vermögen, muß der Oberherr dafür sorgen, daß diese an 
den notwendigsten Bedürfnissen keinen Mangel leiden.3

Es geht mir hier nicht darum, für Thomas Hobbes 
Partei zu ergreifen. Ich bin lediglich der Ansicht, daß 
er ein ausgesprochen überzeugendes Erklärungssche-
ma entwickelt hat, um der Frage der Schutzfunktio-
nen in den modernen Gesellschaften auf den Grund 
zu gehen. Geschützt zu sein ist kein »natürlicher« 
Zustand. Es handelt sich vielmehr um eine konstru-
ierte Situation, weil die Unsicherheit keine mehr oder 
weniger zufällige Peripetie darstellt, sondern einen 
wesentlichen Bestandteil des Zusammenlebens von 
Individuen in einer moder nen Gesellschaft. Das Zu-
sammenleben mit anderen ist sicherlich eine Chance, 
allein schon weil es nötig ist, um eine Gesellschaft 
zu bilden. All jenen zum Trotz, die ein wenig blau-
äugig die Verdienste der Zivilgesellschaft preisen, ist 
es aber auch eine Bedrohung, zumindest wenn keine 
»unsichtbare Hand« die Interessen, Begehrlichkeiten 
und das Machtstreben der Individuen harmonisch auf-
einander abstimmt. Daher ist ein Sicherungskonstrukt 
notwendig, das mehr tut, als lediglich die unmittelba-
ren Modalitäten des Zusammen lebens festzuschreiben. 
Ein solches System hat allerdings seinen Preis. Hobbes 
hat ihn sehr hoch, ohne Zweifel zu hoch, veranschlagt. 

3 Ebenda, S. 287.
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Wenn Unsicherheit jedoch tatsächlich ein wesentli-
cher Bestandteil einer Gesellschaft von Indivi duen ist 
und bekämpft werden muß, damit ein Miteinander 
innerhalb eines organisierten Ganzen überhaupt mög-
lich ist, dann erfordert dies ein Arsenal an keineswegs 
harmlosen Mitteln. Dazu gehört zuallererst ein Staat, 
der über eine effektive Machtfülle verfügt, um diese 
Aufgabe als Schutzinstanz und Sicherheitsgarant er-
füllen zu können.

Hobbes mag im übrigen einen zweifelhaften Ruf 
genießen. Bei genauerer Betrachtung nimmt er je-
doch nur auf paradoxe und provozierende Weise ei-
nen Gutteil dessen vorweg, was später zum liberalen 
Allgemeingut werden sollte und sich bis in unsere 
Tage verfolgen läßt. Das beste Beispiel dafür ist John 
Locke,  der als eher gutmütiger Vater des Liberalismus 
gilt. Dreißig Jahre nach Hobbes besingt Locke den 
modernen Menschen, der sich durch die freie Entfal-
tung seiner Tätigkeiten seine Unabhängigkeit erarbei-
tet und so gleichzeitig zum Besitzer einer selbst und 
seiner Güter wird:

[Der Mensch ist] Herr seiner selbst […] und Eigentümer 
seiner eigenen Person und ihrer Handlungen oder Arbeit.4

4 John Locke, Über die Regierung (1669), Stuttgart 1974, 
§ 44. Dieses Modell des Eigentums als Garant für Unab-
hängigkeit fi ndet sich auch bei James Harrington (1611–
1677), der darin die Voraussetzung sieht, daß die Mit-
glieder eines Staates ihre politischen Bürgerschaftsrechte 
frei ausüben können (vgl. James Harrington, Oceana, 
hrsg. von Hermann Kleiner und Klaus Udo Szudra, 
Leipzig 1991).



20

Nun, da das Individuum nicht mehr in traditionelle 
Abhängigkeits- und Sicherungsnetze eingebunden ist, 
erfüllt statt dessen das Eigentum deren Schutzfunktion. 
Das Eigentum bildet den Eckpfeiler der Ressourcen, 
die es einem Individuum ermöglichen, für sich selbst 
zu existieren und weder auf einen Herrn noch auf die 
Barmherzigkeit Dritter angewiesen zu sein. Der Besitz 
bietet nunmehr eine Absicherung gegen die Wechsel-
fälle des Lebens, gegen Krankheiten, Unfälle und die 
Not jener, die nicht mehr arbeiten können. Von dem 
Moment an, da der Bürger seine politischen Vertreter 
wählen darf, ist es auch der Besitz, der seine Autonomie 
garantiert. Dadurch ist er in seinen Meinungen und Ent-
scheidungen frei. Man kann ihn weder bestechen, um 
sich seiner Stimme zu versichern, noch einschüchtern, 
um sich eine Wahlklientel zu verschaffen. In einem mo-
dernen Staat ist der Besitz, den Locke hier beschreibt, 
die notwendige Basis, dank deren der Bürger als solcher 
in seiner Unabhängigkeit anerkannt werden kann.

Locke ist sich allerdings auch bewußt, daß diese 
gesellschaftliche Souveränität des Eigentümers an sich 
nicht ausreicht und daß ein Staat notwendig ist, damit 
das Individuum die Freiheit erlangt, seine Geschäfte 
zu entwickeln und in Frieden von den Früchten seiner 
Arbeit zu leben. Darin sieht Locke gar den Grundstein 
des gesellschaftlichen Paktes, die unbedingte Notwen-
digkeit einer politischen Verfaßtheit:
Das große und hauptsächliche Ziel also, zu dem sich Men-
schen in Staatswesen zusammenschließen und sich unter 
eine Regierung stellen, ist die Erhaltung ihres Eigentums.5

5 Locke, Über die Regierung, § 124.
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Der Schutz des Eigentums rechtfertigt die Existenz 
eines Staates, dessen Hauptaufgabe darin besteht, es 
zu bewahren. Mit Eigentum ist aber auch hier nicht 
nur der Besitz von Gütern gemeint, sondern auch das 
Eigentum an sich selbst als Person, das dieser Güter-
besitz erst möglich macht. Es ist die Bedingung für 
die Freiheit und die Unabhängigkeit der Bürger. Die 
Menschen, so heißt es bei Locke, »haben die Absicht, 
sich zu vereinigen – zur gegenseitigen Erhaltung ihres 
Lebens, ihrer Freiheiten und Güter, was ich ganz all-
gemein Eigentum nenne«.6

Lockes Staat ist nicht identisch mit Hobbes’ Le-
viathan. Er kann, auch wenn es schwierig ist, nach 
Formen demokratischer Repräsentation streben, die 
ihn zumindest in gewisser Hinsicht zum Ausdruck 
des Willens seiner Bürger machen. Dennoch läßt sich 
der liberale Staat, den Locke modellhaft entworfen 
und der sich in der modernen Gesellschaft durchge-
setzt hat, nicht von seinem ursprünglichen Auftrag 
abbringen, als Sicherheitsstaat die Personen und ih-
ren Besitz zu schützen. Dieser Staat wurde sowohl als 
»Minimal-« als auch als »Polizeistaat« bezeichnet. Das 
ist kein Widerspruch. Er ist ein Rechtsstaat, der sich 
auf seine Hauptaufgaben als Hüter der öffentlichen 
Ordnung und Garant der Rechte und des Eigentums 
der Individuen konzentriert. Zumindest im Prinzip 
(faktisch sind die Dinge  natürlich komplizierter) un-
tersagt er es sich, in die übrigen – wirtschaftlichen und 
sozialen – Sphären der Gesellschaft einzugreifen. Zu-
gleich wacht er jedoch streng darüber, daß die Inte-

6 Ebenda, § 123.
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grität der Person und ihre Rechte respektiert werden 
und greift mit unerbittlicher Härte gegen die Feinde 
des  Eigentums durch (strafrechtliche Sanktionen im 
Fall von Eigentumsdelikten, notfalls auch gewaltsame 
Niederschlagung kollektiver Versuche zum Umsturz 
der Eigentums ordnung). Von einem rein moralischen 
Standpunkt aus läßt sich der liberale Staat als in sich 
widersprüchlich  kritisieren.  Einerseits hält man es ihm 
zugute, daß er versucht hat, sich als Rechtsstaat, der 
für die bürgerlichen Rechte und die Integrität der Per-
son eintritt, institutionell zu verankern.7 Andererseits 

7 Diese Bemühungen sind weit mehr als eine rein »forma-
le« Zierde, die die realen Ungleichheiten verbergen soll. 
Um nur ein Beispiel zu nennen: Die Julimonarchie in 
Frankreich hat keine Mittel gescheut, um die Internie-
rung von Geisteskranken rechtlich zu legitimieren. Das 
Problem war offensichtlich. Die Geisteskranken wurden 
als gefährlich betrachtet und konnten nicht in Freiheit ge-
lassen werden. Andererseits waren sie aber auch nicht für 
ihr Handeln verantwortlich. Daher konnte man sie we-
der verurteilen noch ins Gefängnis stecken. Das Problem 
betraf in den dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts etwa 
zehntausend Menschen und stellte mithin keine Gefahr für 
die gesellschaftliche Ordnung dar. Es bedrohte allerdings 
die Prinzipien des liberalen Staates, also den Umstand, 
daß sich Sanktionen im Rahmen des Legalen bewegen 
mußten und daß jede Form willkürlicher Gefängnisstra-
fen verboten war. Diese hätten an die sogenannten lettres 
de cachet, die jeglicher rechtlichen Kontrolle entzogenen 
königlichen Haftbefehle, und die Staatsgefangenen des 
Absolutismus erinnert. Ein Ausweg aus dieser Sackgasse 
wurde gefunden, indem man dem Vorschlag einer »the-
rapeutischen Internierung« folgte, den Esquirol und die 
ersten Spezialisten für Geisteskrankheiten gemacht hat-
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empört man sich darüber, daß derselbe Staat den Pa-
riser Arbeiteraufstand im Juni 1848 oder die Pariser 
Kommune 1871 blutig niedergeschlagen hat: auf der 
einen Seite ein rechtlicher Legalismus, auf der ande-
ren der nicht selten rücksichtslose Einsatz der Armee 
oder der Milizen der Nationalgarde. Dieser scheinba-
re Widerspruch läßt sich jedoch aufl ösen, wenn man 
begreift, daß die Grundlage dieser Staatsform darin 
besteht, Schutz und Sicherheit zu gewährleisten. Vor 
diesem Hintergrund ist der Schutz der Personen mit 
dem Schutz ihres Eigentums untrennbar verbunden. 
Der Auftrag des Staates besteht einerseits darin, Recht 
zu sprechen und die Ordnung durch Polizeiaktionen 
aufrechtzuerhalten. Andererseits verteidigt er die auf 
dem Eigentum beruhende Ordnung, »im Fall höherer 
Gewalt« auch mit militärischen oder paramilitärischen 
Mitteln.

Erinnern wir uns, daß es weder dem Zufall geschul-

 ten (der Geisteskranke wird interniert, um ihn zu heilen, 
nicht, um ihn zu bestrafen). Über das 1838 verabschiede-
te Gesetz, das diesen Ausnahmestatus der Geisteskranken 
festschreibt, wurde in der Abgeordnetenkammer und im 
Oberhaus leidenschaftlich debattiert. Das Ziel dieser sehr 
anregenden Debatten war natürlich, den Schutz vor der 
drohenden Unordnung durch die Geisteskrankheit zu 
garantieren, dies jedoch in einem legalen Rahmen. Dazu 
mußte in einem langwierigen Prozeß jedoch erst ein neu-
es Gesetz ausgearbeitet werden. Das Gesetz aus dem 
Jahr 1838 zugunsten der Geisteskranken ist sicherlich ein 
Ausnahmefall. Aber es ist ein Gesetz, über das nach den 
damals üblichen demokratischen Verfahren abgestimmt 
wurde.
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det noch inkonsequent ist, wenn das Eigentum in der 
universellen Erklärung der Menschen- und Bürger-
rechte, die in verschiedenen Varianten in die unter-
schiedlichen republikani schen Verfassungen Eingang 
gefunden hat, in den Rang eines unveräußerlichen 
und heiligen Prinzips erhoben wurde. Es wäre ver-
fehlt, darin allein das »bürgerliche« Eigentum zu se-
hen, das die Privilegien einer Klasse reproduziert. Zu 
Beginn der Moderne erlangt das Eigentum eine tiefe 
anthropologische Bedeutung, weil es – Locke hat dies 
als einer der ersten erkannt – als das Fundament er-
scheint, von dem aus das Individuum die Vorausset-
zung für seine Unabhängigkeit fi nden kann, wenn es 
sich aus dem traditionellen System aus Absicherung 
und Unterordnung gelöst hat. Andernfalls ließe sich 
nur schwer erklären, war um nicht nur die Konservati-
ven und die moderatesten (wenn man so will bürger-
lichen) Strömungen der (vor)revolutionären Epoche, 
sondern auch einige ihrer radikalsten Vertreter das 
Privateigentum verteidigt haben. Rousseau, Robe-
spierre, Saint-Just und die Sansculottes wollten das 
Eigentum nicht abschaffen, sondern beschränken und 
allen Bürgern zugänglich machen. Robespierre wollte 
die Eigentumsgrenzen über die Gesetzgebung neu de-
fi nieren, und Saint-Just träumte von einer Republik, 
die sich aus lauter Kleineigentümern zusammensetzt. 
Nur wenn die Individuen auch Eigentümer sind, besit-
zen sie als Bürger die notwendige Unabhängigkeit und 
Freiheit, auch um das Vaterland mit der Waffe in der 
Hand zu verteidigen. Damit würden sie – so das Ar-
gument – sowohl die Republik als auch ihren Status als 
Bürger verteidigen, der auf ihrem Besitz aufbaut: »Das 
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Eigentum der Patrioten ist heilig.«8 Nur äußerst mar-
ginale Gruppen – wie etwa die Babouvisten, die dies 
mit ihrem Leben bezahlten – haben mit ihren Ideen 
und Handlungen diese vom Privateigentum gezogene 
Grenzlinie überschritten. Sie befanden sich allerdings 
in einer extremen Minderheitenposition und außer-
halb des Feldes, auf dem der moderne Staat errichtet 
wurde, wie er noch bis in unsere Zeit vorherrscht. 
(Abgesehen von den Geschehnissen in Osteuropa und 
anderswo, die sich dort im Anschluß an die bolschewi-
stische Revolution 1917 abgespielt haben. Das jedoch 
ist eine andere Geschichte.)

Öffentliche Sicherheit und 
Freiheitsrechte

Das soziopolitische Gebäude, das ursprünglich von 
den ersten Liberalen erdacht wurde und sich im Ver-
lauf des 19. Jahrhunderts mit wechselndem Erfolg 
durchzusetzen versuchte, weist eine große Kohärenz 
auf. Sein zentraler Aspekt besteht in seinem Anspruch, 
die Bürgerrechte der Individuen auf der Basis des 
Rechtsstaates und gleichzeitig die soziale Absicherung 

8 Saint-Just, zit. n. Maxime Leroy, Histoire des idées so-
ciales en France, Bd. I, 1950, S. 272. Dort heißt es aller-
dings weiter: »Der Besitz der Verschwörer jedoch ist den 
Unglücklichen zugedacht.« Dieser Zusatz bestätigt den 
außergewöhnlichen Wert, der dem Eigentum zukommt: 
Die wirklichen Bürger brauchen es, während die Feinde 
des Vaterlandes des Eigentums nicht würdig sind.

[…]
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